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Hinweisgeber-Richtlinie der E. Wilhelm GmbH 
 

1 Anwendungsbereich des Verfahrens. Für welche Art von Hinweisen kann das Verfahren 
genutzt werden und wer kann einen Hinweis abgeben? 
 
Das Hinweisgebersystem der E. Wilhelm GmbH, über welches Verstöße gegen Rechtsvorschriften (EU-
Recht/nationales Recht) und interne Richtlinien und Kodizes gemeldet werden können. So ist das System 
auch für alle menschenrechtlichen und umweltbezogenen Verstöße anwendbar, die von§ 2 Abs. 2 und 3 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz erfasst sind. 
Die Möglichkeit, Hinweise auf Missstände oder Fehlverhalten zu melden, steht jeder Person offen - 
unabhängig von ihrer Beziehung zur E. Wilhelm GmbH. Diese Richtlinie gilt für alle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, Auszubildende, Praktikantinnen und Praktikanten, Führungskräfte und sonstigen Beschäftigten 
(nachfolgend einheitlich als „Mitarbeitende“ bezeichnet). Zusätzlich gilt die Richtlinie entsprechend auch für 
alle sonstigen Meldeberechtigten, nämlich Bewerberinnen/Bewerber, ehemalige Mitarbeitende, sämtliche 
Geschäftspartner wie Lieferanten, Dienstleister und Kunden, Handelsvertreter, Mittler und alle sonstigen 
relevanten Stakeholder, die Kenntnis von einem Fehlverhalten im Unternehmen oder bei Lieferanten und 
Subunternehmer haben.  
Hinweise können auch anonym abgegeben werden. 
 

2 Über welche Beschwerdekanäle können Hinweise in das Verfahren eingegeben werden? 
 

• Vorgesetzte/Vorgesetzter: Potenzielles Fehlverhalten kann klassisch der/dem zuständigen 
Vorgesetzten gemeldet werden. Hinweisgebende Mitarbeitende können sich persönlich an die 
Vorgesetzte bzw. den Vorgesetzten wenden oder die Angelegenheit schriftlich niederlegen. Es 
kann, so die/der Hinweisgebende das wünscht, auch ein persönliches Treffen stattfinden. 
Möglicherweise kann so schnell und effektiv eine Lösung gefunden werden. 

• Compliance Beauftragter: Potenzielles Fehlverhalten kann unternehmensintern/extern gemeldet 
werden. Es können auch lediglich Fragen gestellt oder Bedenken mitgeteilt werden hinsichtlich der 
Rechtskonformität bzw. der ethischen Vereinbarkeit bestimmter Unternehmensaktivitäten. Auf 
Wunsch des Hinweisgebers ist es über diese Kanäle auch möglich, innerhalb eines angemessenen 
Zeitraums Hinweise in einem persönlichen Treffen zu besprechen, das mit Einwilligung des 
Hinweisgebers auch in Form einer Videokonferenz erfolgen kann. 
Hinweise können über folgende Meldewege an den Beauftragten abgebeben werden (de/en): 

- E-Mail: Compliance.Wilhelm@protonmail.com  
- Postalisch: Compliancehinweise - E. Wilhelm GmbH - Fabrikstraße 25 - D-77966 Kappel-

Grafenhausen 
- Telefonisch: 01522/1545873 Compliance Beauftragter 

• Externe Meldestellen: 
Die externen Meldestellen sind von öffentlicher Hand eingerichtet worden (§§ 19 bis 31HinSchG). 
Eine zentrale externe Meldestelle wurde beim Bundesamt für Justiz (BfJ) eingerichtet. Daneben 
werden die bestehenden Meldesysteme bei der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) sowie beim Bundeskartellamt als weitere externe 
Meldestelle mit Sonderzuständigkeiten weitergeführt. 
 

3 Telefonische Hinweise und persönliches Treffen 
 
Telefonische Hinweise bzw. Hinweise, die im Rahmen eines persönlichen Gesprächs gegeben werden, 
werden mit Zustimmung der/des Hinweisgebenden aufgezeichnet oder das Gespräch wird protokolliert. 
 
 
 
 
 



Erstellt von:  R.Fippl (QMB) 
V 01 
Stand: 04.11.2024 

Hinweisgeberschutzgesetz 
(HinSchG)  

E. Wilhelm GmbH l Fabrikstrasse 25 l D-77966 Kappel-Grafenhausen 

 

                                                                                                      
Freigabe durch GL 

   Seite 2 von 3 

4 Anonyme Hinweise 
 
Das Unternehmen wird auch anonymen Hinweisen nachgehen, selbst wenn dazu unter Umständen keine 
rechtliche Verpflichtung gegeben sein sollte. 
Das Unternehmen ermutigt ausdrücklich nicht dazu, anonyme Hinweise zu geben, da eine 
ordnungsgemäße Untersuchung schwieriger oder unmöglich sein kann, wenn keine weiteren ergänzenden 
Informationen zum jeweiligen Sachverhalt von den Hinweisgebenden eingeholt werden können. Es kann 
bei anonymen Hinweisen auch schwieriger festzustellen sein, ob ein Hinweis glaubwürdig und plausibel ist. 
 

5 Vertraulichkeit und Verschwiegenheit 
 
Der Schutz der Hinweisgebenden wird durch die vertrauliche Behandlung ihrer Identität gewährleistet. Die 
Vertraulichkeit gilt auch für alle anderen Informationen, aus denen die Identität des Hinweisgebenden direkt 
oder indirekt abgeleitet werden kann. 
Grundsätzlich wird der Name einer/eines Hinweisgebenden nicht bekannt gegeben; abweichendes kann 
gelten, wenn die/der Hinweisgebende die Offenlegung der Identität gestattet oder eine entsprechende 
Rechtspflicht besteht. 
Hinweisgebende sind zu unterrichten, bevor ihre Identität offengelegt wird, es sei denn, diese Unterrichtung 
würde die entsprechenden Ermittlungen gefährden. Gleiches wie für die Vertraulichkeit hinsichtlich der 
Hinweisgebenden gilt auch für Personen, die an der Aufklärung eines Verdachts mitgewirkt haben. 
 

6 Welche Verstöße können von Hinweisgebern gemeldet werden? 
 
Nicht jede Meldung einer Verletzung von Rechtsvorschriften ist vom HinSchG umfasst. Der unter § 2 
HinSchG geregelte Schutzbereich ist aber sehr weit gefasst. Hinweisgebende Personen genießen den 
Schutz des HinSchG, wenn sie Verstöße gegen u.a. folgende Vorschriften melden: 
 

- Verstöße gegen Strafvorschriften: Dies umfasst jede Strafnorm nach deutschem Recht. 
- Verstöße, die mit einem Bußgeld bedroht sind (also Ordnungswidrigkeiten), wenn die verletzte 

Norm dem Schutz von Leben, Leib oder Gesundheit oder dem Schutz der Rechte von 
Beschäftigten oder ihrer Vertretungsorgane dient. Darunter fallen beispielsweise Vorschriften aus 
den Bereichen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes, Verstöße gegen das Mindestlohngesetz 
oder Bußgeldvorschriften, die Verstöße gegen Aufklärungs- und Auskunftspflichten gegenüber 
Organen der Betriebsverfassung wie Betriebsräten sanktionieren. 

- Darüber hinaus sind alle Verstöße gegen Rechtsvorschriften des Bundes und der Länder umfasst, 
die zur Umsetzung bestimmter europäischer Regelungen getroffen wurden, sowie 
Verstöße gegen unmittelbar geltende EU-Rechtsakte in einer Vielzahl verschiedener Bereiche, 
etwa: Regelungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, Korruption, 
Bestechung und Bestechlichkeit, Banken- und Finanzkriminalität, Wirtschaftsprüfungsdelikte, 
Belästigungen (insbesondere sexuelle Belästigungen), Kinder- und Zwangsarbeit, Vorgaben zur 
Produktsicherheit, Regelungen des Verbraucherschutzes, Regelungen des Datenschutzes und der 
Sicherheit in der Informationstechnik, Regelungen im Bereich des Wettbewerbsrechts etc. 

- Menschenrechtliche oder umweltbezogene Risiken, die durch das wirtschaftliche Handeln eines 
Unternehmens im eigenen Geschäftsbereich oder eines unmittelbaren Zulieferers entstanden sind. 
 

7 Begründeter Verdacht 
 
Es sollen sämtliche Fälle gemeldet werden, bei denen ein begründeter Verdacht vorliegt, dass ein nach 
dieser Richtlinie relevanter Vorfall vorliegt. Nicht in allen Fällen wird für den Hinweisgebenden klar 
erkennbar sein, ob eine bestimmte Handlung oder ein bestimmtes Verhalten einen Missstand bzw. einen 
Verstoß gegen Gesetze und/oder Firmenrichtlinien darstellt. Die/der Hinweisgebende sollte dies vor seinem 
Hinweis sorgfältig prüfen. Ist die / der Hinweisgebende unsicher, ob es sich um einen Missstand handelt, 
bei dem das Unternehmen eingreifen muss, gilt lieber einen Hinweis zu viel zu melden, als einen Missstand 



Erstellt von:  R.Fippl (QMB) 
V 01 
Stand: 04.11.2024 

Hinweisgeberschutzgesetz 
(HinSchG)  

E. Wilhelm GmbH l Fabrikstrasse 25 l D-77966 Kappel-Grafenhausen 

 

                                                                                                      
Freigabe durch GL 

   Seite 3 von 3 

zu verschweigen. Im Zweifelsfall kann der/die potenzielle Hinweisgebende den Fall bzw. seinen Verdacht 
auch ohne Nennung von Namen abstrakt mit seiner/seinem Vorgesetzen besprechen und abstimmen, ob 
es sich um einen relevanten Fall handelt, der zu melden ist. 
 

8 Wie ist der Ablauf des Beschwerdeverfahren? 
 
Die initiale Hinweisbearbeitung erfolgt lediglich durch den Compliance-Beauftragten oder dessen 
Vertretung, welche zur besonderen Vertraulichkeit verpflichtet sind. 
Es erfolgt eine initiale Prüfung des Hinweises und, bei hinreichendem Anfangsverdacht, die 
Koordination der Ermittlungen. Darüber hinaus ist es auch möglich, dass bei weiteren Untersuchungen der 
zuständige Betriebsrat, der Datenschutz, der betreffende Fachbereich, eine externe rechtliche Begleitung 
und/oder Behörden involviert werden (müssen). 
Sofern bei der Meldung Kontaktdaten des Meldenden hinterlassen werden ergeht innerhalb von 7 Tagen 
eine Eingangsbestätigung. Die Hinweisbearbeiter stehen sodann in kontinuierlichem Kontakt mit der 
hinweisgebenden Person. Mindestens innerhalb von 3 Monaten erhält die hinweisgebende Person eine 
Information über bereits ergriffene Maßnahmen und den Stand der Ermittlungen. Die für die internen 
Ermittlungen zuständige Stelle informiert nach Abschluss der Ermittlungen die jeweils 
entscheidungsbefugten Personen, sofern sich ein Hinweis als zutreffend und relevant herausstellt. 
Entscheidungsbefugte Personen sind Personen, die im Unternehmen Handlungsmöglichkeiten zur 
Behebung, Verfolgung, Ahndung etc. von Missständen haben. Im Regelfall wird dies die Geschäftsführung 
sein. Die entscheidungsbefugten Personen beschließen dann, basierend auf dem ermittelten Sachverhalt, 
die im Interesse des Unternehmens notwendigen Maßnahmen. 
Soweit aufgrund der ermittelten Ergebnisse erforderlich, werden im Anschluss auch die zuständigen 
Behörden eingeschaltet und die entsprechenden Daten an diese übermittelt. Stellt sich ein Hinweis als 
falsch heraus oder kann nicht ausreichend mit Fakten belegt werden, wird dies entsprechend dokumentiert 
und das Verfahren unverzüglich eingestellt. Für betroffene Mitarbeitende dürfen keine Konsequenzen 
entstehen, insbesondere wird der Vorgang nicht in der Personalakte dokumentiert. 
Das Unternehmen wird sich im Übrigen bemühen, die Ergebnisse und Vorschläge einer jeden 
Untersuchung so zu nutzen, dass ein Fehlverhalten, soweit dies nach den bestehenden Umständen 
möglich ist, korrigiert werden kann. 
 

9 Wie stellt die E. Wilhelm GmbH den wirksamen Schutz vor Benachteiligung oder 
Bestrafung einer hinweisgebenden Person und Beschuldigten aufgrund eines Hinweises 
sicher? 
 
Die E. Wilhelm GmbH stellt sicher, dass diejenigen, die nach bestem Wissen und Gewissen einen Verstoß 
melden, keinen negativen Folgen ausgesetzt sind. Diejenigen, die Hinweisgeber und Hinweisgeberinnen 
benachteiligen oder Repressalien androhen, müssen ihrerseits mit arbeitsrechtlichen Konsequenzen 
rechnen, da die E. Wilhelm GmbH ein solches Verhalten unter keinen Umständen duldet. Hinweise und 
Beschwerden werden in höchstem Maße vertraulich behandelt, d.h. dass vor allem Namen der 
Hinweisgebenden und Beschuldigten oder Detailinformationen, die Rückschlüsse auf die Identität des 
Hinweisgebenden oder des Beschuldigten erlauben, Personen, die nicht mit der Untersuchung befasst 
sind, nicht preisgegeben werden. Im Sinne der vollen Transparenz gegenüber den Meldenden sei darauf 
hingewiesen, dass im Rahmen von behördlichen Ermittlungen, die möglicherweise aus einer Meldung 
erwachsen können, die vollständige Herausgabe aller Informationen der Untersuchung (inklusive ggf. 
vorhandener Identitäten) gerichtlich angeordnet werden könnte. 
Es sei darauf hingewiesen, dass der/die Hinweisgeber/Hinweisgeberin nach bestem Wissen und Gewissen 
bei der Abgabe von Meldungen zu wahrheitsgemäßen Angaben verpflichtet ist. Hinweisgebende, die das 
Hinweisgebersystem bewusst für falsche Meldungen missbrauchen (auch eine Beeinträchtigung des 
Hinweisgebersystems durch bspw. Manipulation, Vertuschung oder der Bruch von Absprachen betreffend 
die Vertraulichkeit) können disziplinarische Maßnahmen nach sich ziehen. Als Maßnahmen kommen bspw. 
Abmahnungen oder Kündigungen in Betracht. Daneben kann dies zivilrechtliche oder strafrechtliche Folgen 
nach sich ziehen. 
 


